
Leserbriefe an bielefeld@nw.de
Pit Clausen
¥ Der Oberbürgermeister
spricht über die Herausforde-
rungen der Krise. Er gibt einen
Ausblick, wie das Amt in Zu-
kunft arbeiten könnte. „Jetzt
laufen die Ordnungskräfte
durch die Stadt und gucken, wo
was los ist. Man kann natürlich
auch Drohnen über die Fuß-
gängerzone fliegen lassen“.
(Interview in der NW vom 24. Fe-
bruar).

Die Lektüre des
Interviews hat mich
fassungslos und wü-

tend gemacht. Herr Clausen
warnt vor Lockerung, „weil wir
sonst verspielen, was wir uns
erarbeitet haben“. Seine Aus-
führungen gipfeln in der Aus-
sage, dass man immer wieder
bereit sein müsse, die Dau-
menschrauben noch stärker
anzuziehen. Was für ein Ter-
minus? Diese vermeintlich
Stärke zeigende Worte, sind
auch auf Länder- und Bun-
desebene zu hören.

Herr Clausen stellt sich vor
seine Mitarbeiter in der Ver-
waltung. Das finde ich in Ord-
nung. Aber sollte man nicht als
OB in der Lage sein, ein we-
nig Demut gegenüber dem
Souverän (die Bielefelder Be-
völkerung) zeigen und selbst-
kritisch sein? Wo bleibt die von
Clausen angesprochene Krea-
tivität zur Bekämpfung der
Pandemie? Blaupausen gibt es

genug. Herr Clausen ist mit-
verantwortlich, dass es einen
hohen Prozentsatz Corona-
toter in Bielefelder Alten- und
Pflegeheimen gibt. In dem Be-
reich hätte das Gesundheits-
amt tätig werden sollen, statt
wie gebannt auf Inzidenzwer-
te zu starren und sinnlose Kon-
taktnachverfolgungen zu ma-
chen. Die Schulämter können
für eine vernünftige Teststra-
tegie und entsprechende Aus-
stattung in den Schulen sor-
gen. Die Mitarbeiter des Ord-
nungsamtes sollten die Bürger
unterstützen und nicht maß-
regeln. Die Bielefelder City ist
seit Mitte Dezember men-
schenleer. Was soll da noch die
Maskenpflicht? Die Bemer-
kung Herrn Clausens, dass die
Impfungen der über 80-Jähri-
gen sehr geordnet verläuft,
macht mich angesichts von le-
diglich 1.300 Biontechimpfdo-
sen pro Woche noch ärgerli-
cher (...).

Herr Clausen, seien Sie bit-
te endlich aktiv und kreativ,
nehmen Sie die Bevölkerung
ernst. Sorgen Sie dafür, dass das
Impftempo deutlich erhöht
wird. Handeln nicht quat-
schen.

Ralf Kuhlmann
33607 Bielefeld

„Wenn es dem Esel
zu gut geht, geht er aufs
Eis“, sagte mein Vater
überMenschen,dieaus

Übermut Dummheiten bege-

hen. Danach hätten in Biele-
feld Leitung und Mitarbeiter
des Ordnungsamts geschlos-
sen auf das Eis gehört, haben
sie doch willkürlich, unver-
hältnismäßig und völlig sinn-
frei nach einer langen Frost-
periode das Betreten der Eis-
flächen verboten (...). An den
Eisflächen sind Warnhinweise
aufgestellt, die ein Betreten auf
eigene Gefahr ausweisen. Eine
allgemeine Verkehrssiche-
rungspflicht für den zugefro-
renen Teich im Bürgerpark
oder den Obersee gibt es nicht.
Eine besondere Gefahrenlage
bestand auch nicht, weil ein
Bürger auf dem Eis nieman-
den gefährdet.

Das Gefasel von „Rissen im
Eis“ und „Vibrationen“, die es
angeblich instabil machen,
entpuppt sich als trotziger
Rechtfertigungsversuch für ex-
tensiv ausgelebte Machtfanta-
sien. Und bei alledem spielt
unser OB eine höchst unrühm-
liche Rolle. Es ist in Ordnung,
wenn er sich schützend vor sei-
ne Mitarbeiter stellt (...), das
schließt aber berechtigte Kri-
tik am Versagen seiner Mit-
arbeiter nicht aus.

Im gleichen Atemzug über
eine Totalüberwachung der
Bevölkerung durch Drohnen
zu schwadronieren, schlägt
dem Fass den Boden aus. Was
mag den bislang so geschätz-
ten OB geritten haben, dass er
sich zu einer solchen Äuße-
rung hat hinreißen lassen? Es

gibt Lebensbereiche, die ge-
hen den OB nichts an. Grund-
rechte werden nicht gewährt,
der Bürger hat sie. Ihre Ein-
schränkung ist nur auf gesetz-
licher Grundlage und nur in
engen Grenzen unter Wah-
rung der Verhältnismäßigkeit
zulässig.DasweißderOBdoch.
Warum dann diese Polemik
und Drohung mit Drohnen?

Es bleibt zu hoffen, dass sich
die betroffenen Mitbürger
gegen die Ordnungs- und Buß-
gelder wehren und die Ver-
waltung von unabhängigen
Gerichten ein weiteres Mal in
die Schranken gewiesen wird.

Christoph Wruck
33615 Bielefeld

Leute, nicht verwei-
len, rasen sollt ihr. Das
erhöht die Einnahmen

im städtischen Haushalt. Ob-
wohl, kommt die Überwa-
chung per Drohne, müssen wir
abwägen, was lukrativer ist.
Nein, Herr Clausen, Sie waren
mir bislang sympathisch, ist
jetzt leider vorbei.

Ist es nicht vielmehr so, dass
wir unsere Gedanken und
unsere Wortwahl gerade in die-
ser Zeit sehr be- und über-
denken müssen? Der sprachli-
che Duktus ist derzeit äußerst
angespannt und auf Verbrei-
tung von Angst und Panik aus-
gelegt. Lasst uns gemeinsam
überlegen, wie wir das ändern
können (...).

Wir wissen, dass wir auf ein-

ander Acht geben müssen, aber
müssen wir uns gleich mit Stra-
fen bedrohen? Ermahnung sol-
len reichen, auch wenn wir sie
wiederholen müssen, auch
wenn wir auf jemanden tref-
fen, der sich nicht ermahnen
lassen will, wir haben selber an-
dere Möglichkeiten in der
Hand (Abstand!).

In dem Sinne, Pit Clausen,
nichts für ungut, das mit der
Antipathie ist nicht so ernst ge-
meint.

Jörn Strathoff
33181 Bad Wünnenberg

Da hatten wir doch
neben den Heliko-
pter-Eltern, den

Schreckgespenstern jeder
Lehrkraft einen Helikopter-
OB. Jedenfalls für einen Tag.
Bis er „zurückruderte“ (Zitat
NW) und sich im Hinblick auf
die angedrohten Drohnen
eines Besseren besann. Schließ-
lich muss er „Vorbild“ sein (Zi-
tat Clausen). Wie bei der spon-
tanen Aufstiegsfeier von Ar-
minia Bielefeld, bei der er sich
in der von ihm selbst unter-
sagten Menschenansammlung
lächelnd ablichten ließ. Ohne
von einer Drohne des Ord-
nungsamts zur Raison ge-
bracht zu werden.

Andreas Siekmann
33647 Bielefeld

Wie kann man die
übertriebenen Aktio-
nen des Ordnungs-

amtes gutheißen und oben-
drein noch Drohnenüberwa-
chung in Aussicht stellen? Hier
manifestieren sich die All-
machtsfantasien eines abgeho-
benen Politikers, der schon zu
lange an der Macht ist und
mittlerweile sogar „bereit (ist),
noch stärker die Daumen-
schrauben anzuziehen“. Sol-
che Wortwahl spricht für sich.

DieVideo-Beobachtungvon
Drogendealern und Junkies im
Ravensberger Park darf nicht
sein,unbescholteneBürgersol-
len aber zukünftig von Droh-
nen beobachtet werden. Und
dann noch zu behaupten, dies
geschehe, um die Bürger zu
schützen! So etwas ist
schlimmste Bevormundung
(...).

Man wundert sich wirklich,
dass zur Auflösung von „ille-
galen“ (!) Kindergeburtstagen
(nachDenunziationvonNach-
barn – so weit sind wir schon!)
sofort Einsatzkräfte verfügbar
sind, zur schnellen Verfol-
gung von Drogendeals aber
nicht. Wenn unsere Ord-
nungskräfte so weitermachen,
müssen sie und die Politiker
sich nicht wundern, wenn sie
bald gar keinen Rückhalt mehr
in der Bevölkerung haben. Die-
se Kritik zielt nicht in erster Li-
nie auf die vor Ort eingesetz-
ten Kräfte, sondern auf dieje-
nigen, die solche Anweisun-
gen geben (...).

Andreas Voss
33607 Bielefeld

Leserbriefe geben ausschließ-
lich die Meinung des Verfas-
sers wieder. Die Redaktion be-
hält sich sinnwahrende Kür-
zungen vor. Bitte beschränken
Sie sich auf eine maximale Län-
ge von 50 Zeitungszeilen (1.400
Anschläge). Längere Leserbrie-
fe werden gekürzt, anonyme
Zuschriften nicht berücksich-
tigt.
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Britta Haßelmann ist
Bundestagskandidatin
Grüne wählen sie mit sehr großer Mehrheit.

¥ Bielefeld. Die digitale Wahl-
versammlung der Grünen in
Bielefeld hat Britta Haßel-
mannmit66Ja-Stimmen,einer
Nein-Stimme und einer Ent-
haltung erneut zur Bundes-
tagskandidatin für den Wahl-
kreis 132 gewählt. Die Wahl
muss nun noch schriftlich be-
stätigt werden.

Haßelmann betonte, dass es
Zeit für einen Politikwechsel
sei: „Dies ist angesichts der
Korruptionsaffäre in der
Union wieder überdeutlich ge-
worden. Gekaufte Politik darf
es nicht geben. Im Bundestag
setzen wir uns seit Jahren ge-
meinsam mit Bündnispart-
nern aus der Zivilgesellschaft
für ein gesetzliches Lobby-
register mit legislativem Fuß-
abdruck ein, für strengere Re-
geln in der Parteienfinanzie-
rung und für schärfere Regeln
und Gesetze bei Nebenein-
künften von Abgeordneten.“

Es dürfe keine entgeltliche
Lobbytätigkeit bei Abgeordne-
ten geben. „Ich bin überzeugt,
dasswirmehrTransparenzund
striktere Gesetze brauchen, um
Vertrauen in unsere demokra-

tischen Institutionen zurück-
zugewinnen. Unsere Demo-
kratie lebt vom Vertrauen in
unsere Parlamente und in die
Abgeordneten, das zeigt sich
ganz besonders in der Krise“,
sagt die Frischgewählte.

Cim Kartal, Sprecher der
Grünen Bielefeld, sagt zur
Wahl Haßelmanns: „Ich freue
mich sehr, dass wir 2021 er-
neut und mit Rückenwind aus
Baden-Württemberg und
Rheinland-Pfalz Britta Haßel-
mann ins Rennen um das Bun-
destagsmandat schicken. Die
Landtagswahlen haben erneut
gezeigt: Wir Grüne können
auch die Direktmandate ho-
len.“

Britta Hasselmann tritt für den
Bundestag an. FOTO: OSTFLUT.NET

Schottergärten werden verboten
Die Stadt fährt zweigleisig. Sie werkelt am Komplett-Verbot. Politisch unterstützt das die neue Koalition aus

SPD, Grünen und Linken. Eine Förderung zur Umwandlung bestehender Gärten könnte neu aufgelegt werden.

Silke Kröger

¥ Bielefeld. Die Stadt will
schon seit längerem das aus-
ufernde Problem der bei man-
chem Bürger beliebten Schot-
ter-Vorgärten in den Griff be-
kommen. Nun bekommt sie
starken Rückenwind aus der
Politik. „Schottergärten wer-
den in neuen Bebauungsplä-
nen verboten“, heißt es im Ko-
alitionsvertrag von SPD, Grü-
nen und Linken.

Ein erster Versuch zur Ent-
siegelung und Umwandlung
steinerner Flächen in blumig-
grüne Kleingärten war 2020 ein
städtisches Förderprogramm.
500 Euro gab’s dafür. Nun wol-
len Politik und Verwaltung zu-
dem künftige Schottergärten
durch Vorschriften in Bebau-
ungsplänen verbieten. Daran
wurde im Rathaus schon län-
ger gewerkelt. Im Umweltaus-
schuss hat sich die Ratsfrak-
tion der Grünen jetzt dafür

starkgemacht, das Förderpro-
gramm fünf weitere Jahre zu
verlängern.

Schottergärten sind oft mi-
nimalistisch gestaltet, in Grau-
abstufungen, einzelnen Pflan-
zen oder Figurenelementen.
Ob sie ästhetisch-schön sind,
ist eine Entscheidung des per-
sönlichen Geschmacks. Wür-
den Insekten und Vögel ge-
fragt, ist das Votum wahr-
scheinlich eindeutig: Schotter-
garten, nein danke. Das den-
ken auch Naturschützer. Be-
reits im Herbst 2020 haben
Bund für Umwelt und Natur-
schutz (BUND), Landesge-
meinschaft Naturschutz und
Umwelt und Naturschutz-
bund Deutschland in ihrer Ini-
tiative Artenvielfalt NRW ein
klares Verbot gefordert.

Über das Insekten- und Vo-
gelsterben nur zu klagen helfe
„keiner einzigen Wildbiene auf
der Suche nach Nektar und kei-
ner Amsel, die nach einem

Wurm sucht“, argumentieren
die Naturschützer. Für die
Schotterung müsse Humus ab-
getragen werden, dann werde
die Fläche mit Vlies oder Fo-
lie abgedeckt und mit kleinen
Steinen aufgefüllt. Holger
Sticht, BUND-Landeschef,
verwies darauf, dass der Trend
die sowieso schon negativen
Auswirkungen des Klimawan-
dels verstärke: Die Steine spei-
cherten Wärme und strahlten
sie wieder ab; Pflanzen aber be-
schatteten den Boden und
sorgten für Verdunstungsküh-
le. Und: Niederschläge könn-
ten im Schottergarten nicht
mehr versickern.

In der Leineweberstadt ha-
ben grau versiegelte Vorgär-
ten ebenfalls ihre Anhänger.
Auch neue Eigenheimbesitzer
neigen offenbar mehr zu Pflas-
tersteinen, Schotter und Kies
als zu sprießendem Grün.
BUND-Mitglieder haben fest-
gestellt, dass es sogar Häuser

gebe, deren Vorgarten trotz
offizieller Beschränkung zu
100 Prozent mit Pflasterstei-
nen versiegelt wurden.

Im vergangenen Frühjahr
hat die Stadt einen Fördertopf
zur Umwandlung von Grau-
flächen mit 25.000 Euro ge-
öffnet. 25 Anträge gingen ein,
gezahlt wurden je 500 Euro.
Der Rest, 12.500 Euro, sei am
Ende des Förderzeitraums ver-
fallen, berichtet die Leiterin des
Umweltamts, Tanja Möller.
Der Vorstoß der grünen Rats-
fraktion im Umweltausschuss,
das Programm bis 2025 mit
einem Gesamtvolumen von
maximal 200 Projekten zu ver-
längern, wurde nun allerdings
vertagt – einige Umweltaus-
schuss-Mitglieder hatten noch
Detailfragen. Eine Entschei-
dung erwartet Klaus Feurich,
umweltpolitischer Sprecher
der Grünen, in der kommen-
den Sitzung am 23. März.

DieVerwaltungwill zurVer-

hinderung von Schottergärten
„zukünftig, wenn rechtlich zu-
lässig, in Bebauungsplänen
Festsetzungen zur Gestaltung
der Vorgärten“ einarbeiten.
„Die nicht baulich genutzten
Freiflächen der Baugrundstü-
cke sind zwingend zu begrü-
nen und als unversiegelte Ve-
getationsfläche gärtnerisch zu
gestalten.DieAnlagevonKies-,
Schotter- oder Steinschüttun-
gen ist unzulässig“, könnte die
Vorgabe lauten. „Das wäre
praktisch ein Verbot von
Schottergärten“, sagt Feurich.
Im laufenden B-Plan-Verfah-
ren Böckmannsfeld gebe es das
bereits.

In der Sennestädter Klima-
schutzsiedlung sind die Planer
ebenfalls längst so weit. Stadt-
entwickler Armin Jung beton-
te schon beim symbolischen
ersten Spatenstich Ende ver-
gangenen Jahres: „Hier wird es
auch die vielkritisierten Stein-
Vorgärten nicht geben.“

Eine graue Schotterfläche mit grünen Tupfern – so sehen auch in Bielefeld eine ganze Anzahl von Vorgärten aus. Weil die als schön und pflegeleicht gelten, sind sie bei Hausbe-
sitzern beliebt. Allerdings nicht bei Insekten und Vögeln. FOTO: IVONNE MICHEL

Einem Teil unserer heutigen 
Ausgabe (ohne Postbezieher) 
liegen folgende Prospekte bei:
Unsere Kunden belegen oftmals nur  
Teilausgaben für ihre Prospekte.

Daher kann es vorkommen, dass Sie heute 
einen oder mehrere der genannten Prospekte 
nicht vorfinden.

Weitere Fragen beantworten wir Ihnen gerne! 
Telefon (05 21) 5 55-6 27 
oder Fax (05 21) 5 55-6 31

13484501_000321

LokalesMITTWOCH
17. MÄRZ 2021 BI2


